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v(lie uiel Staat braucht
die Scbweiz?
Herausgegeben uon Georg Kreis
Die Frage naclt den Staatsaufgaben wird
in dt, negel gestellt, uenn zu entscheiden
ist, uie uiel reguliert werdery soll und wie
uiel Staatsgelder einem Bereich zur Verfügung
stehen sollen. Staat bedeutet Regulierung
und Aufsicht sowie Zwangsabgaben, aber auclt
Gewährleistung und Sicherheit, Scltutz und
Subuentionierung, was je nach Interessenlage
unterschiedlich wünschbar und nötig ersclteint.
Die Frage kommt oft zwischen zwei Lagern
zu liegen: Das eine will mehr, das andere will
weniger Staat. Katja Gentinetta, Renö Rhinow,
Walter Schmid, Christoph Schaltegger, Paul
Schneeberger, Konrad Hummler, Astrid Epiney,
Markus Ritter und Rico Valär legen dar, wie
sich die allgemeine Frage in ihren jeweiligen
Po litikbereichen ste llt.
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DIE NEUE POLIS ist Plattformfür wichtige staatsrechtliche,
politische, ökonomische und zeitgeschichtliche Fragen der Schweiz'
Eine profilierte Herausgeberscbaf uersamme lt namhafe Autoren
au, ,rrtthitdtnen Disziplinen, die das Für und Wider uon Standpunkten
zu aktuellen Fragen analysieren, kontrouers diskutieren und in einen
grösseren Zusammenhang stellen. Damit leisten sie einen spannenden
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Wie uiel Kulturpolitik braucht
die Schweiz?
rVas mit dem BegriffKulturpolitik bezeichnet wird, hängt selbstredend
davon ab, welches Verständnis von Kultur und welches von Politik da-
rin eingeht.l Die in der alltäglichen Verwendung der beiden Begriffe
bestehenden Ausweitungen, wonach Kultur auch Bildung, Wissen-
schaft, Religion oder'Wertvorstellungen umfasst und Politik jegliche
Einflussnahme und Führung des öffentlichen und privaten Lebens
bedeutet, sind für eine Definition staatlicher Kulturpolitik untaug-
lich.l Im heute gebräuchlichen Verständnis meint Kulturpolitik, ndass
durch politisches Handeln reglementierend in die kulturelle Sphäre
eingegriffen wird und dass öffentliche Mittel von politischen Institu-
tionen für kulturell-künstlerische Aktivitäten aufgewandt werden, die
allgemein zugänglich sind' 1. Aufgaben staatlicher Kulturpolitik sind
also Förderung, Bewahrung, Schutz, Vermittlung und rechtliche Ord-
nung von Kulturschaffen, Kulturerbe, kultureller Teilhabe sowie - ge-
rade in der Schweiz 
- 
von sprachlichen und kulturellen Minderheiten.
Lange wurde Kulturforderung hierzulande vornehmlich als private
Angelegenheit betrachtet, ohne dass dem Staat Mitwirkungsrechte ein-
geräumt oder Unterstützungspflichten auferlegt wurden. 1 Staatliche
Bestrebungen um Kultur im obigen Sinn gibt es auf allen Staatsebenen
spätestens seit dem lg.Jahrhundert (z.B' Gründung von Museen und
Bibliotheken, Unterstützung von Theatern).1 Eine Kulturgesetzge-
bung entwickelt sich auf Bundesebene seit Ende des 19'Jahrhunderts,
auf Kantonsebene seit den 1960er-Jahren. Heute gilt öffendiche Kul-
turförderung als selbstverständliche Aufgabe des Staatswesens. !
Thotzdem wird staatliche Kulturpolitik immer wieder hinterfragt,
beispielsweise von politischen Parteien oder von Kunstschaffenden
und ihren Dachorganisationen. 1 Dabei steht letztlich folgende Frage
im Zentrum: V/ie viel staatliche Kulturpolitik braucht die Schweiz?
Und selbstverständlich geht es bei der Frage n\Vie viel?,, im Endeffekt
stets um n\üie?n (denn, wem es passt, nwieu eine Politik ausgestaltet ist
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oder soll der Staat mit Kulturpolitik steuernd eingreifen? \Wie und mit
welchen Mitteln oder Instrumenten darf oder soll der Staat Kultur
fördern? Im Raum steht letztlich auch die Frage <rJflarum?r, nach den
Legitimationen und Zielen staatlicher Kulturpolitik.
Hier sollen in aller Kürze gegensätzliche Positionen zu \ü7ort kommen
und, als Antwort auf die gestellten Fragen, die in der heutigen, demo-
kratisch legitimierten Kulturpolitik von Städten, Kantonen und Bund
verankerten Prinzipien, Legitimation en,Ziele aufgezeigt werden.
[10.1]
Gegensätzlicbe Positionen zu staatlicher Kulturpolitik
Um in der notwendigen Kürze einen Überblick über gegensätzliche
Positionen zu staatlicher Kulturpolitik zu erhalten, scheint es zielfüh-
rend, die Positionen derjenigen anzuschauen, die massgeblich an der
Ausgestaltung von Politik beteiligt sind: die grossen nationalen politi-
schen Parteien. Schaut man sich die Aussagen zu Kulturpolitik in den
verschiedenen Parteiprogrammen sowie, im Konkreten, in den Stel-
lungnahmen zur Vernehmlassung der Kulturbotschaft 2016-2020 des
Bundesrats an, kommt man zu folgender Auslegeordnung:
nKultur ist Sache der Kultur, übertitelt die SVP etwas kryptisch den
Abschnitt zur Kulturpolitik in ihrem Parteiprogramm. g Kultur sei
vorab Ausdruck privater Initiative. Staatliche Kultur hingegen laufe
immer Gefahr, dass sie ndem Zeitgeist und den persönlichen Präfe-
renzen der Kulturbürokrateno huldige. Kultur ist nach Ansicht der
SVP ngrundsätzlich weder eine Angelegenheit des Bundes noch der
Kantone noch der Gemeinden". Gewarnt wird vor einer nverordneten
Staatskultur", die die ugelebte Volkskulturn bedrohe: Privates Mäzena-
tentum oder Sponsoring seien besser geeignet, vielfältige Entwicklun-
gen zu ermöglichen. Staatliche Kulturpolitik müsse darum gegenüber
der Eigeninitiative und der privaten Förderung maximal subsidiär
und föderal ausgestaltet sein.
Im Parteiprogramm der FDP kommt das Thema Kulturpolitik über-
haupt nicht vor.2 Etwas aussagekräftiger ist die Stellungnahme der
FDP zur Kulturbotschaft: Für die FDP spiele die Kultur eine wich-
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tige Rolle für die individuelle und kollektive Entfaltung. Unterstützt
werden insbesondere Massnahmen zur Förderung des künstlerischen
Nachwuchses, des Kulturaustauschs, der Landessprachen sowie zur
Steigerung der Ausstrahlung von Schweizer Kunst und Kultur im Aus-
land. Die FDP äussert sich gegen Mehrmittel sowie gegen eine stärke-
re Koordination von Kulturpolitik.'o
Auch im Parteiprogramm der CVP gibt es keine Aussagen zu Kultur-
politik.ll In ihrer Stellungnahme zur Kulturbotschaft hält die CVP
fest, sie stehe zu einer aktiven Kulturpolitik, die sie als wichtigen Be-
standteil einer lebendigen Demokratie betrachte. Kulturpolitik trage
dazu bei, das Schweizer Kulturerbe zu erhalten und zu beleben, und
fördere das Bewusstsein einer eigenen Identität und den Respekt vor
sprachlichen und kulturellen Minderheiten. Sie sei deshalb eine wich-
tige Voraussetzung für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Die CVP
begrüsst eine Intensivierung von Zusammenarbeit und Koordination
in der Kulturförderung zwischen den verschiedenen Staatsebenen. 12
Gemäss Parteiprogramm der SP sind Kultur und Kunst zentral für die
Fähigkeit von Gesellschaften, sich zu orientieren, neue Entwicklungen
vorwegzunehmen und neue Ordnungen und Lebensentwürfe mitzu-
gestalten. Die SP setze sich für ein vielFältiges und lebendiges Kultur-
schaffen ein und wolle zur kulturellen und sprachlichen Vielfalt des
Landes Sorge tragen. Einen hohen Sflert misst sie der Wahrung der
Kunstfreiheit bei, die nicht eingeschränkt werden dürfe. Die SP sieht
die Gefahr, dass Kunst und Kultur unter den Bedingungen globalisier-
ter Märkte einem umassiven Kommerzialisierungsdruck ausgesetzto
seien, der Zugang zu ihnen weite sich zwar massiv aus, unterliege je-
doch gleichzeitig nneuen Beschränkungen der Marktwirtschaft und
des Überwachungsstaatsr. t:
Die Grünen wolle n sich gemäss ihren nPositioneno 'a für die Förderung
der Vielfalt und des Kulturaustauschs in der Schweiz, für die Freiheit
der Meinungsäusserung und des künstlerischen Ausdrucks, für die
aktive Förderung des Zugangs aller zu Kunst und Kultur sowie für
gute Rahmenbedingungen einsetzen' Letzteres bedeutet für die Grü-
nen insbesondere Wahrung der Urheberrechte und Verbesserung der
sozialen Sicherheit von Kulturschaffenden. 15
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Ganz allgemein kann man feststellen, dass Kulturpolitik bei keiner
Partei unter den prioritär behandelten Themen zu finden ist. In den
vorhandenen Positionen stellt man einen Gegensatz fest zwischen
prinzipiellen Vorbehalten gegen staatliche Intervention im Kulturbe-
reich und der Forderung nach einem Ausbau staatlicher Förderung
von Kunst und Kultur. Die Forderungen der SVP nach unbedingter
Staatsferne in der Kulturförderung erinnern an das amerikanische
Modell 16 und sind geprägt von einem grundsätzlichen Misstrauen
gegenüber Staatsgewalt. Ein latentes Misstrauen gegen Staatsgewalt
im Kulturbereich ist jedoch auch in linken Positionen feststellbar, ins-
besondere in Forderungen nach strikter \(ahrung der Kunstfreiheit
und in'Warnungen vor marktwirtschaftlichen Logiken. Hingegen be-
ziehen linke Parteien klar Stellung für eine Stärkung der Kulturpolitik
und einen Ausbau der Kulturförderung. Eine starke staatliche Steue-
rung fordern linke Parteien hinsichtlich der sozialen Sicherheit von
Kulturschaffenden und der \üahrung ihrer Urheberrechte.
Zu den Fragen n\üie viel?, und n\(/ie?n von Kulturpolitik und Kultur-
förderung zeichnen sich etwas zugespitzt folgende Einstellungen ab:
- 
SVP: so wenig wie möglich; Steuerbefreiung von Privaten, Fokus
auf Volkskultur, strikt subsidiär und föderalistisch
- 
FDP: so wenig wie nötig; im Dienste der individuellen Entfaltung,
zur Förderung von künstlerischem Unternehmertum, Fokus auf
Aussenwerbung, subsidiär und foderalistisch
- 
CVP: so viel wie nötig; im Dienste des nationalen Zusammenhalts
und der Erhaltung des Kulturerbes, Fokus auf nationale Identität,
subsidiär und föderalistisch, aber koordiniert
SP: mehr als bisher; im Dienste einer vielFiltigen, fairen und tole-
ranten lüissensgesellschaft, Vermeidung von Marktlogik, Fokus auf
Kunstfreiheit und Digitalisierung, unter den Staatsebenen koordi-
niert
Grüne: mehr als bisher; im Dienste der Verständigung zwischen
Menschen verschiedener Kulturräume, Religionen, Sprachen und
'Sfie 
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sozialer Herkunft, Fokus auf Urheberrecht und soziale Sicherheit,
unter den Staatsebenen koordiniert
[10.2]
Demohratische Verankerung uort Kttlturpolitik in der Schweiz
Betrachtet man die Entwicklung von Kulturpolitik in der Schweiz 
-
und zwar in Städten, Kantonen und beim Bund 
-, kann weder von
ostaatskulturo noch von (von oben herab verordnet, die Rede sein. Im
Gegenteil, die verschiedenen staatlichen Interventionen wurden häu-
fig massgeblich durch Bevölkerungsgruppen gefordert und geprägt
sowie durch den Souverän bestätigt.
Schon die Gründungen der ersten Museen in Zürich und Basel ge-
hen auf Initiativen aus den Bürgergemeinden zurück. Als für die
L629 privat gegründete Zircher nBürgerbibliothek> der Platz knapp
wurde, baten die Bürger den Stadtrat um Erlaubnis, die leerstehende
\Tasserkirche ar nrrtzen. So erhielt die private Sammlung staatliche
Förderung durch freie Nutzung einer öffentlichen Infrastruktur. Sie
wurde in den 283 Jahren ein wichtiges Zentrum des geistigen Lebens
und eine bedeutende Sehenswürdigkeit.'z Als 1,661, das aus privaten
Sammlungen entstandene Basler Amerbach-Kabinett nach Amster-
dam verkauft werden sollte, setzten sich die Stadtbürger und der Bür-
germeister für deren Verbleiben in Basel als öffentliche Sammlung
ein. So kann Basel heute von sich sagen, Europas ältestes Museum ei-
nes bürgerlichen Gemeinwesens zu haben. 18
In den Botschaften des Bundesrats zu den ersten kulturpolitischen
Bundesbeschlüssen (1881: Urheberrecht an\üerken der Literatur und
Kunst; 1886: Erhaltung und Erwerbung vaterländischer Altertümer;
1887: Förderung und Heben der schweizerischen Kunst) wird deut-
lich, dass das kulturpolitische Engagement des Bundes von Anfang an
durch Vereine, Verbände und Gesellschaften gefordert und mitgeprägt
wurde.
Als in den 1960er-Jahren in verschiedenen Kantonen die ersten Kultur-
gesetze ausgearbeitet und zur Abstimmung gebracht wurden, waren
ebenfalls verschiedene Bevölkerungskreise beteiligt, und die Mehr-
'Nüie 
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heiten waren j'eweils klar: Im Kanton Basel-Landschaft wurde am 26.
Mai 1963 das erste kantonale Kulturförderungsgesetz der Schweiz mit
69 P rozent J a-Stimmen angenommen. Vi'eitere kantonale Kulturgeset-
ze wurden 1965 in Graubünden mit 67 Prozent, 1967 im Kanton So-
lothurn mit 57 Prozent sowie 1968 im Kanton Aargau mit 54 Prozent
Ja-Stimmenanteil angenommen. 1e
Auch die jüngste kulturpolitische Abstimmung auf Bundesebene
wurde von der Bevölkerung angeregt: Ende 2008 wurde bei der Bun-
deskanzlei die Volksinitiative ,,Jugend und Musik" mit 153 626 güki-
gen Unterschriften eingereicht. Der entsprechende Gegenentwurf des
Parlaments zur Förderung der musikalischen Bildung von Kindern
und Jugendlichen wurde am 23. September 201.2 von Volk und Stän-
den mit 72,7 ProzentJa-Stimmenanteil angenommen. 20
Diese Beispiele (wie auch abgelehnte Kulturvorlagen zr) zeigen, dass
die heutige Kulturgesetzgebung der Schweiz aus Anliegen der Be-
völkerung hervorgegangen ist und die demokratischen Prozesse des
Schweizer Systems durchlaufen hat. Dies ist weitgehend ein Garant
dafür, dass die Fragen o'üie viel?,, und n\(/ie?, der Kulturpolitik und
Kulturförderung demokratisch verankert sind und den Vorstellungen
der Mehrheit der Bevölkerung entsprechen.
110.31
Attstarieren der Fragen nWie?" und 
"Wie uiel?"
Gemäss Kulturleitbildern von Kantonen und Bund sowie einschlä-
giger Sekundärliteratur22 bezweckt staatliche Kulturforderung, das
positive Potenzial der Kultur zugunsten einer demokratischen, plu-
ralistischen und friedlichen Gesellschaft, zugunsten der Bildung und
Entfaltung der Individuen sowie zugunsten der \(irtschafts- und Inno-
vationsleistung des Staats zu nutzen. Staatliches Handeln im Bereich
der Kultur legitimiert sich aufgrund der vielFältigen öffentlichen und
meritorischen Leistungen z:, die die Kultur erbringen kann. Staatliche
Einflussnahme soll sicherstellen, dass das kulturelle Angebot dem ge-
sellschaftlich gewünschten Ausmass entspricht und von den Bürgerin-
nen und Bürgern gerecht und umfassend genutzt werden kann.
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Als positive Potenziale von Kultur gelten unter anderem ihr Beitrag zu
Bildung, Entfaltung und Selbstausdruck von Individuen und Gemein-
schaften; ihr Beitrag zu Teilhabe und Inklusion, zu Gemeinwohl und
Lebensqualität; ihr Beitrag zur Stärkung sozialer Identität, multikultu-
reller Koexistenz und nationaler Kohäsion; ihr Beitrag zur Pflege der
Beziehungen und des Austauschs mit dem Arrsland sowie ihr Beitrag
zu Innovation, Beschäftigung und W'ertschöpfung. \Teiter sind viel-
Fältiges Kulturschaffen, vielFiltige Kulturangebote, vielfi lti g e Zugän-
ge zu kulturellem Selbstausdruck eine Grundlage für die Ausübung
der Kunst- und Meinungsfreiheit. Kultur ist als Mittel der Reflektion,
Spiegelung, Hinterfragung und Kritik staatlicher und gesellschaftli-
cher Strukturen ein Garant der individuellen und gesellschaftlichen
Freiheit.
Daraus ableitend setzt sich staatliche Kulturpolitik gemäss den Rechts-
grundlagen von Kantonen und Bund verschiedene Ziele,etwa die Er-
haltung des materiellen, immateriellen und digitalen Kulturerbes, die
Förderung eines vielfältigen und qualitativ hochstehenden' Kulturan-
gebots, die Stärkung der Teilhabe der Bevölkerung am Kulturleben,
die Förderung des gesellschaftlichen Zusammenhalts, die Unterstüt-
zung sprachlicher und kultureller Minderheiten, die Pflege des Kul-
turaustauschs mit dem Ausland oder die Nutzung von Kultur für den
Bildungs- und \üirtschaftsstandort Schweiz sowie für die touristische
Attraktivität des Landes. 2+
Vier Grundprinzipien sind für die Ausgestaltung von Kulturpolitik
und Kulturförderung in der Schweiz massgebend und garantieren die
freie und vielFältige Entwicklung des Kulturlebens in unserem Land: 25
Föderalismus steht als Organisationsprinzip für Autonomie der
Kantone und damit für Vielfalt von Förderpolitiken und Förder-
strukturen.2c
Subsidiarität steht als Verteilungsprinzip für das Primat der pri-
vaten Initiative sowie für primäre kulturpolitische Verantwortung
und Zuständigkeit der unteren Staatsebenen und damit für Nähe
zu Bürgerinnen und Bürgern. zz




Kulturelle Vielfalt und Mehrsprachigkeit stehen als Identitäts-
prinzipien für Anerkennung und Berücksichtigung kultureller




Tiäger- und Instrumentenpluralismus stehen als Förderungsprin-
zipien für vielFältige Ausprägungen von und Zugängen zu Kul-
turförderung und damit 
- 
mindestens in einigen Fällen (2.B. Pro
Helvetia auf Bundesebene, Aargauer Kuratorium auf Kantons-
ebene) 
- 
auch für Entstaatlichung von Kulturförderung.
\(/ie stark diese Prinzipien der Macht- und Verantwortungsteilung die
Kulturfürderung in der Schweiz prägen, lässt sich beispielsweise an
Zahlen zur Kulturfinanzierung durch die verschiedenen Staatsebe-
nen klar ablesen: Im aktuellsten Datenjahr,20L5, haben Bund, Kan-
tone sowie Städte und Gemeinden zusammen rund 2883 Millionen
Franken für Kultur ausgegeben. Dabei trugen Städte und Gemeinden
etwa 47,9 Prozent der Ausgaben (wobei diese namentlich von den
zehn grössten Städten aufgebracht wurden), die Kantone trugen etwa
41,,6 Prozent und der Bund etwa 10,5 Prozent der Ausgaben. Pro
Einwohnerin und Einwohner haben Städte und Gemeinden durch-
schnittlich rund 167 Franken für die Kultur ausgegeben, die Kantone
rund 145 Franken und der Bund rund 37 Franken. zg Einen weiteren
Beleg für das Funktionieren der Subsidiarität liefert die Schweizer Mu-
seumsstatistik: Die meisten der 1108 Schweizer Museen (70 Prozent)
sind privatrechtlich organisiert,am häufigsten als Vereine (31 Prozent)
und Stiftungen (28 Prozent). Betrachtet man die Finanzierung der
Museen, ist diese gleichmässig auf private und öffentliche Akteure ver-
teilt, wobei einerseits Vereine und andererseits Städte und Gemeinden
die wichtigsten Finanzierungsträger sind.:o Schweizer Museen sind
also in erster Linie privat organisiert und werden primär von priva-
ten Organisationen sowie der untersten Staatsebene finanziert. Eine
ähnliche Verankerung in privaten und kommunalen Strukturen und
Finanzen ist in der Schweiz auch für Institutionen wie Theater und
Bibliotheken anzunehmen.
Betrachtet man zum Schluss noch die Kulturausgaben von Städten,
Kantonen und Bund im Verhältnis zu den Gesamtausgaben zeigt
'tü7ie 
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sich, dass diese äussert bescheiden sind: Sie entsprechen nur etwa L,7
Prozent der gesamten Ausgaben der öffentlichen Gemeinwesen und
etwa 0,44 Prozent des Bruttoinlandprodukts. \üährend alle Staatsebe-
nen zusammen im Jahr 2015 Kultur mit 348 Franken pro Einwoh-
ner/in finanzierten, betrugen beispielsweise die Staatsausgaben für
Bildung 4439 Franken pro Einwohner/in, für Verkehr und Nachrich-
tenübermittlung2039 Franken pro Einwohner/in und für Gesundheit
1729 Franken pro Einwohnerlin.tt
t10.4l
Wie uiel Kultur nutzt die Beuölkerung?
Eine repräsentative Umfrage des Migros-Kulturprozent im Jahr 2013
ergab, dass 79 Prozent der Menschen in der Schweiz finden, Kultur-
förderung sei eine Aufgabe von Staat und Unternehmen. Für weitere
10 Prozent ist Kulturförderung eine Aufgabe, die hauptsächlich vom
Staat wahrgenommen werden sollte. Kultur hat für 72 Prozent der
Menschen in der Schweiz einen sehr hohen oder eher hohen Stellen-
wert. Kultur wird gemäss dieser Umfrage vor allem genutzt, um etwas
zu lernen, um etwas Besonderes zu erleben, um sich zu entspannen
oder inspirieren zu lassen.:z
Die Statistik zum Kulturverhalten der Schweizer Bevölkerung zeigt so-
wohl für die Nutzung des Kulturangebots wie für die eigene kulturelle
Betätigung sehr hohe \ferte 
- 
auch im internationalen Vergleich. Rund
T0Prozent der Bevölkerung haben mindestens einmal proJahr Muse-
en, Konzerte, Denkmäler oder Kinos besucht, und knapp die Hälfte
ging ins Theater (47 Wozent).ln irgendeiner Form selbst kreativ tätig
sind knapp zwei Drittel der Bevölkerung. Rund 20 Prozent der Be-
fragten widmen sich als Amateure der Fotografie, dem Zeichnen und
Malen oder dem Singen und Musizieren. Eine deutliche Mehrheit der
Schweizer Bevölkerung (85 Prozent) ist mit dem Kulturangebot in der
eigenen Region zufrieden. ::
Viele Menschen in der Schweiz nutzen das Kulturangebot und betä-
tigen sich selbst kulturell. Für die Legitimation von Kulturförderung
ist es wichtig, dass dies auch in Zukunft - in einer Gesellschaft, die
grösser, älter und vielFiltiger wird 
- 
so bleibt. Möglichst viele Men-
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schen sollen trotz ihrer ungleichen Startchancen bezüglich Bildung,
Einkommen und Herkunft einen Zugangzu Kultur erhalten und die
Möglichkeit haben, sich mit Kultur auseinanderzusetzen und Kultur
selbst auszuüben. Deshalb erscheint in aktuellen kulturpolitischen
Leitbildern von Städten, Kantonen und Bund die uStärkung kultu-
reller Teilhabe, als prononciertes kulturpolitisches Ziel: 
"Kulturelle
Teilhabe fokussiert auf Kulturkompetenz, Mitgestaltung und Mitver-
antwortung und zielt auf eigene und selbständige kulturelle Tätig-
keit möglichst Vieler. \Wer am kulturellen Leben teilnimmt, wird sich
der eigenen kulturellen Prägungen bewusst, entwickelt eine eigene
kulturelle Identität und trägt so zur kulturellen Vielfalt der Schweiz
bei.r:+ In verschiedenen Städten und Kantonen sowie beim Bundes-
amt für Kultur werden mit dem Ziel nkulturelle Teilhabeu, okulturelle
Betätigungn und nkulturelle Inklusionn Kulturprojekte gefördert, die
Zusammentreffen und Austausch zwischen Menschen verschiedener
Altersgruppen, sozialer Schichten, Bildungshintergründen, Staatsbür-
gerschaften usw. ermöglichen. Hier 
- 
aber beispielsweise auch in neu-
artiger nVermittlungsarbeit, von Kulturinstitutionen 
- 
passiert also
einiges, was beispielsweise auch die Migrationsbevölkerung anspricht
und inkludiert.
t10.51
Alles im grünen Bereich?
Einige Antworten auf die eingangs gestellten Fragen zur Kulturpolitik,
n\üie viel?o, <<\Wie?>> und o'Warum?o, konnten zusammengetragen wer-
den. Es gibt einen weitgehenden Konsens, dass der Staat Kulturpolitik
und Kulturförderung betreiben soll. Die Bestimmungen und Möglich-
keiten der Ausgestaltung staatlicher Kulturpolitik sind diversifiziert,
an Bedürfnisse angepasst, demokratisch legitimiert. Die Frage <\flie
viel?n wird aufgrund verschiedener Prinzipien und demokratischer
Prozesse (nicht zuletzt durch die jährlichen Budgetberatungen der
Parlamente) stets von Neuem ausgehandelt.
Trotz dieser Verankerung und Legitimation staatlicher Regulierung
und Subventionierung von Kultur, ist für die Kulturpolitik in der
Schweiz bei W'eitem nicht alles im grünen Bereich: Verschiedene ak-
tuelle Beispiele zeigen, dass Kulturbudgets jeweils sehr rasch und in
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überproportionalem Mass zur politischen Verhandlungsmasse wer-
den, sobald Kürzungen verlangt oder notwendig werden: In den Kan-
tonen Luzern, Basel-Landschaft, Aargau und Zürich finden derzeit
diesbezügliche Sparrunden und Debatten statt.35 Auch im Rahmen
des Ausgleichs von Zentrumslasten zwischen ländlichen und städti-
schen Regionen bzw. Kantonen kommen Kulturleistungen oft unter
Druck.
Die Chancen dieser Staatstätigkeit im Ringen um die Frage oWie viel?u
liegen in ihrer unleugbaren Bedeutung für die Informations-, \Tissens-
und Erlebnisgesellschaft der Gegenwart sowie in ihrem Potenzial, die
Herausforderungen superdiverser und rasch wachsender GesellschaF
ten in Städten und Agglomerationen gleichermassen wie diejenigen
überalterter, abwanderungsgeplagter Gesellschaften in ländlichen
Gemeinden zu stemmen. So werden Bedürfnis und Bedeutung kul-
tureller Initiativen, kultureller Angebote und kultureller Teilhabe in
Gemeinden und Städten wachsen. 16 Angesichts der grundlegenden
Rolle der Gemeindeebene im kulturpolitischen System der Schweiz
besteht deshalb die Möglichkeit, dass es in der Diskussion bei der Fra-
ge 
"lüie viel?,, bald heissen wird: "Es dörf es bitzeli meh si!n.
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